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cc) zwischen am Ort befindlichen Betrieben der 
Konsumgüterindustrie (Möbelfabriken, Kon­
fektionsbetrieben, Betrieben mit zusätzlicher 
Massenbedarfsgüterproduktion - 1000 kleine 
Dinge des täglichen Bedarfs usw.), Produk­
tionsgenossenschaften des Handwerks, Hand­
werksbetrieben und Kaufhäusern und Spe­
zialverkaufsstellen.

Die Räte der kreisangehörigen Städte haben das 
Recht, den Handelsorganen zur Entwicklung des 
Direktbezuges Auflagen zu erteilen. Sie sind 
weiterhin berechtigt, in den Betrieben ihres 
Territoriums zu kontrollieren, daß die Erzeug­
nisse der Lebensmittel- und der Leichtindustrie, 
die zusätzliche Produktion von Massenbedarfs­
gütern im Rahmen der Kennziffern des Volks­
wirtschaftsplanes und der auf der Grundlage der 
Ordnung der Materialwirtschaft bestehenden 
Bilanzen und Verteilerpläne in erster Linie für 
die Versorgung der Stadt bzw. des Kreises zur 
Verfügung gestellt werden.
Dabei muß das Prinzip der vorrangigen Erfül­
lung der Verpflichtungen gegenüber anderen 
Bezirken und Kreisen durchgesetzt werden.

b) Kontrolle der Erfüllung der Auflagen für die 
zusätzliche Produktion von Massenbedarfsgütern 
und der 1000 kleinen Dinge des täglichen Be­
darfs in den Industrie- und Handwerksbetrie­
ben, die zu ihrem Territorium gehören.
Die Räte der kreisangehörigen Städte sind 
berechtigt, auf die volle Auslastung der vor­
handenen Produktionskapazitäten, die Sorti­
mentsgestaltung und auf den Vertragsabschluß 
durch die Handelsorgane Einfluß zu nehmen und 
bei vorhandenen Reserven diesen Betrieben nach 
Abstimmung mit den Räten der Kreise zusätz­
liche Auflagen zu erteilen.
Durch diese Festlegung ist der Beschluß des 
Ministerrates vom 11. Februar 1960 über das 
Programm zur Verbesserung der Versorgung der 
Bevölkerung mit den 1000 kleinen Dingen, mit 
Reparatur- und Dienstleistungen entsprechend 
ergänzt.

c) Sicherung einer kontinuierlichen Versorgung der 
Bevölkerung und besonders der Werktätigen in 
den Großbetrieben mit Obst, Gemüse, Wild­
früchten, Kartoffeln, Eiern und Geflügel usw. 
durch
aa) Schaffung von entsprechenden Produktions­

gürteln um die Städte unter Ausnutzung der 
günstigsten Anbaubedingungen in enger 
Zusammenarbeit mit den Räten der Kreise 
und mit den landwirtschaftlichen Produk­
tionsbetrieben;

bb) Organisierung von regelmäßigen Markt­
tagen, gemeinsam mit den Handelsbetrieben, 
LPG, VEG, GPG und Kleingärtnerverbänden.

d) Organisierung der planmäßigen Entwicklung 
des Handelsnetzes, der Erweiterung der Dienst­
leistungen und Reparaturen sowie der ent­
sprechenden Annahmestellen in den Städten.
Dazu gehören u. a.:
aa) Einwirkung auf die Ausschöpfung aller vor­

handenen Reserven an Verkaufskapazitäten 
des sozialistischen und privaten Handels, 
auf die Spezialisierung und Abstimmung

der Sortimente, auf die Erhaltung und 
kulturvolle Ausgestaltung der Hotels und 
Gaststätten in der Stadt und die allseitige 
Entwicklung des Gaststätten- und Hotel­
wesens unter Berücksichtigung des Ur­
lauber- und Reiseverkehrs.
Über die weitere Verwendung von Lager­
kapazitäten der örtlichen Wirtschaft können 
die Räte der kreisangehörigen Städte in 
Übereinstimmung mit den Räten der Kreise 
verfügen;

bb) Entscheidung über die weitere Verwendung 
freier Verkaufsräume und über die Rück­
führung zweckentfremdeter Verkaufs-, Gast­
stätten- und Hotelräume und -einrichtungen. 
Verkaufsstellen können nur mit Genehmi­
gung der Räte der Städte geschlossen wer­
den;

cc) Sicherung guter und bequemer Einkaufs­
möglichkeiten entsprechend den Bedürf­
nissen der Bevölkerung, insbesondere der 
Versorgung der Werktätigen nach Arbeits­
schluß durch Festlegung entsprechender 
Öffnungszeiten für Verkaufsstellen und 
Gaststätten aller Eigentumsformen;

dd) Abstimmung und Bestätigung der Urlaubs­
pläne der Verkaufsstellen der HO, des 
Konsums, der Kommissionshändler, des 
privaten Einzelhandels, der Gaststätten und 
der Handwerksbetriebe, insbesondere der 
Bäckereien und Fleischereien, so daß eine 
ständige, reibungslose Versorgung der Be­
völkerung gewährleistet ist;

ее) Entscheidung über Gewerbeangelegenheiten. 
Dabei ist für die Entscheidung die bessere 
Versorgung der Bevölkerung ausschlag­
gebend. Sie erfolgt auf der Grundlage der 
Verordnung vom 28. Juni 1956 über die 
Regelung der Gewerbetätigkeit in der pri­
vaten Wirtschaft (GBl. I S. 558) und der 
dazu erlassenen Änderungsverordnung vom
11. April 1957 (GBl. I S. 249) und der Ersten 
und Zweiten Durchführungsbestimmung 
vom 30. September 1956 (GBl. I S. 1159) und 
vom 3. Juni 1957 (GBl. I S. 350); 

ff) Mitwirkung bei der Bearbeitung der An­
träge auf staatliche Beteiligung bzw. beim 
Abschluß von Kommissionsverträgen. Diese 
Anträge auf staatliche Beteiligung bzw. auf 
den Abschluß eines Kommissionsvertrages 
sind über den Rat der kreisangehörigen 
Stadt an den Rat des Kreises entsprechend 
der Verordnung vom 26. März 1959 über die 
Bildung halbstaatlicher Betriebe (GBl. I 
S. 253) zu richten.

e) Sicherung einer verbesserten Versorgung der 
Werktätigen, vor allem der Arbeiterinnen, ins­
besondere in den Großbetrieben, durch Ver­
sorgung am Arbeitsplatz, durch die Werkküchen, 
die Betriebsverkaufsstellen usw.
Zu diesem Zweck sind die Räte der kreis­
angehörigen Städte berechtigt, entsprechende 
Kontrollen in diesen Betrieben vorzunehmen 
und Auflagen zu erteilen.

f) Ständige Einflußnahme auf die Entwicklung der 
Gaststätten unter Berücksichtigung des Aus­
flugs- und Reiseverkehrs hinsichtlich des Speise-


